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rechtlicher Rahmen

Historie - ÖKF als anerkannte Umweltorganisation

praktische Umsetzung der rechtlichen Möglichkeiten für 

die Interessen der Fischerei

Gliederung

F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I



rechtlicher Rahmen

F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Was ist unter einer anerkannten Umweltorganisation (UO) zu verstehen?

NGO/NPO > UO

Regelung in unterschiedlichen bundes- und landesgesetzlichen Bestimmungen

Gemeinsam: UO repräsentiert „betroffene Öffentlichkeit“ iSd AARHUS 

CONVENTION zur Umsetzung von umweltrechtlichen Vorschriften der EU

− Beteiligung in umweltrelevanten Bewilligungsverfahren mit Rechtsmittelmöglichkeit 

− Möglichkeit zur Stellungnahme in umweltrelevanten Gesetzgebungsverfahren

− Zugang zu Umweltinformationen
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F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Grundlage für Beteiligungsmöglichkeit der UO ist Aarhus Convention (AC)

AC ist völkerrechtlicher Vertrag, welcher den Rahmen vorgibt; die Umsetzung 

haben die einzelnen Staaten der EU vorzunehmen

Österreich ist 2005 beigetreten

Umsetzung der AC erfolgte in Österreich mangelhaft

VwGH sieht ursprünglich keine unmittelbare Wirkung der Regelungen der AC 

für Österreich
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R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Änderung durch PROTECT Entscheidung des EuGH (C-664/15)
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F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

PROTECT (C-664/15)

Einer UO wurde in einem wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren in Österreich Parteistellung nicht 

zuerkannt. UO behauptet eine Verletzung der AC. Der VwGH legt dem EuGH Fragen zur Auslegung und 

Anwendung der AC zur Vorabentscheidung vor. 

„Eine Umweltorganisation wie Protect, die unter den Begriff „betroffene Öffentlichkeit“ im Sinne von Art. 2 Abs. 5 

des Übereinkommens von Aarhus fällt, muss in einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht gemäß Art. 9 

Abs. 2 des Übereinkommens die nationalen Rechtsvorschriften, die die Rechtsvorschriften der Union im Bereich 

der Umwelt umsetzen, u. a. die aus Art. 6 der Richtlinie 92/43 hervorgegangenen nationalen Rechtsvorschriften, 

sowie die unmittelbar anwendbaren Vorschriften des Umweltrechts der Union geltend machen können. 

[…]

Das vorlegende Gericht wird daher die einschlägigen Verfahrensvorschriften, insbesondere die 

allgemeine Vorschrift des § 8 AVG, soweit möglich, so auszulegen haben, dass sie mit Art. 14 Abs. 

1 der Richtlinie 2000/60 vereinbar sind, so dass eine Umweltorganisation wie Protect die 

Möglichkeit hat, sich an einem Bewilligungsverfahren wie dem des Ausgangsverfahrens, das der 

Umsetzung der Richtlinie dient, als Partei zu beteiligen (vgl. entsprechend Urteil vom 8. März

2011, Lesoochranárske zoskupenie, C-240/09, EU:C:2011:125, Rn. 52)."
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R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Änderung durch PROTECT Entscheidung des EuGH (C-664/15)

erweiterte Umsetzung der AC in Österreich aufgrund der „PROTECT“-Entscheidung

Zuerkennung im Wesentlichen von Beteiligten- und Beschwerderechten in 

bestimmten Verfahren

vor allem in Naturschutz-, Jagd- und Fischereigesetzen

in Bundesländern sehr unterschiedlich geregelt 

(auch unterschiedliche Fristen!)

zusätzliche Erweiterung der Rechte durch Judikatur des VwGH
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R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Aktuelle Situation: 

Voraussetzungen zur Anerkennung als UO
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§ 19. UVP-G 2000

(1) Parteistellung haben 

Nachbarn/Nachbarinnen: Als Nachbarn/Nachbarinnen gelten Personen, die durch die Errichtung, den Betrieb oder den Bestand des Vorhabens gefährdet oder belästigt oder 
deren dingliche Rechte im In- oder Ausland gefährdet werden könnten, sowie die Inhaber/Inhaberinnen von Einrichtungen, in denen sich regelmäßig Personen vorübergehend
aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser Personen; als Nachbarn/Nachbarinnen gelten nicht Personen, die sich vorübergehend in der Nähe des Vorhabens aufhalten und 
nicht dinglich berechtigt sind; hinsichtlich Nachbarn/Nachbarinnen im Ausland gilt für Staaten, die nicht Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum sind, der Grundsatz der Gegenseitigkeit; 

die nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehenen Parteien, soweit ihnen nicht bereits nach Z 1 Parteistellung zukommt; 

der Umweltanwalt gemäß Abs. 3; 

4.das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zur Wahrnehmung der wasserwirtschaftlichen  Interessen gemäß §§ 55, 55g und 104a WRG 1959; 

Gemeinden gemäß Abs. 3; 

Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4; 

Umweltorganisationen, die gemäß Abs. 7 anerkannt wurden und 

der Standortanwalt gemäß Abs. 12. 

(3) Der Umweltanwalt, die Standortgemeinde und die an diese unmittelbar angrenzenden österreichischen Gemeinden, die von wesentlichen Auswirkungen 
des Vorhabens auf die Umwelt betroffen sein können, haben im Genehmigungsverfahren und im Verfahren nach § 20 Parteistellung. Der Umweltanwalt ist 
berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem Schutz der Umwelt dienen, als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen und 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Gemeinden im Sinne des ersten Satzes sind 
berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem Schutz der Umwelt oder der von ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Interessen dienen, als 
subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen und Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. 

F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I
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§ 19. UVP-G 2000

(4) Eine Stellungnahme gemäß § 9 Abs. 5 kann durch Eintragung in eine Unterschriftenliste unterstützt werden, wobei Name, Anschrift und Geburtsdatum anzugeben und die 
datierte Unterschrift beizufügen ist. Die Unterschriftenliste ist gleichzeitig mit der Stellungnahme einzubringen. Wurde eine Stellungnahme von mindestens 200 Personen, die 
zum Zeitpunkt der Unterstützung in der Standortgemeinde oder in einer an diese unmittelbar angrenzenden Gemeinde für Gemeinderatswahlen wahlberechtigt waren, 
unterstützt, dann nimmt diese Personengruppe (Bürgerinitiative) am Verfahren zur Erteilung der Genehmigung für das Vorhaben und nach § 20 als Partei teil. Als Partei ist 
sie berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen und Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht und 
Revision an den Verwaltungsgerichtshof sowie Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof zu erheben. 

(5) Vertreter/in der Bürgerinitiative ist die in der Unterschriftenliste als solche bezeichnete Person, mangels einer solchen Bezeichnung die in der Unterschriftenliste an erster 
Stelle genannte Person. Der Vertreter/die Vertreterin ist auch Zustellungsbevollmächtigter gemäß § 9 Abs. 1 des Zustellgesetzes, BGBl. Nr.200/1982. Scheidet der 
Vertreter/die Vertreterin aus, so gilt als Vertreter/in der Bürgerinitiative die in der Unterschriftenliste jeweils nächstgereihte Person. Der Vertreter/die Vertreterin kann mittels 
schriftlicher Erklärung an die Behörde durch eine/n andere/n ersetzt werden. Eine solche Erklärung bedarf der Unterschrift der Mehrheit der Bürgerinitiative. 

(6) Umweltorganisation ist ein Verein oder eine Stiftung, 

der/die als vorrangigen Zweck gemäß Vereinsstatuten oder Stiftungserklärung den Schutz der 
Umwelt hat, 

der/die gemeinnützige Ziele im Sinn der §§ 35 und 36 BAO, BGBl. Nr. 194/1961, verfolgt 

und der/die vor Antragstellung gemäß Abs. 7 mindestens drei Jahre mit dem unter Z 1 angeführten
Zweck bestanden hat. 

Der Verein muss aus mindestens hundert Mitgliedern bestehen. Ein Verband muss mindestens fünf
Mitgliedsvereine umfassen, die die Kriterien des Abs. 6 Z 1 bis 3 erfüllen und die gemeinsam die für

fünf anerkannte Umweltorganisationen erforderliche Mitgliederzahl erreichen. Die 
entsprechende Anzahl ist der Behörde glaubhaft zu machen. 

F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I
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R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Aktuelle Situation: 

Voraussetzungen zur Anerkennung als UO

Anerkennung mittels Bescheid 
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§ 19. UVP-G 2000

(7) (Verfassungsbestimmung) Der Bundesminister/die Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister/der Bundesministerin für

Wirtschaft und Arbeit auf Antrag mit Bescheid zu entscheiden, ob eine Umweltorganisation die 

Kriterien des Abs.6 erfüllt und in welchen Bundesländern die Umweltorganisation zur Ausübung der 

Parteienrechte befugt ist. 

(8) Dem Antrag gemäß Abs. 7 sind geeignete Unterlagen anzuschließen, aus denen hervorgeht, dass die Kriterien des Abs. 6 erfüllt werden und auf welches Bundesland/welche Bundesländer sich der Tätigkeitsbereich

der Umweltorganisation erstreckt. Eine Ausübung der Parteienrechte ist in Verfahren betreffend Vorhaben möglich, die in diesem Bundesland/in diesen Bundesländern oder daran unmittelbar angrenzenden 

Bundesland/Bundesländern verwirklicht werden sollen. Der Bundesminister/die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie veröffentlicht auf der Homepage des 

Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie eine Liste jener Umweltorganisationen, die mit Bescheid gemäß Abs. 7 anerkannt wurden. In der Liste ist anzuführen, in 

welchen Bundesländern die Umweltorganisation zur Ausübung der Parteienrechte befugt ist. 

(9) Eine gemäß Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation ist verpflichtet, den Wegfall eines in Abs. 6 festgelegten Kriteriums unverzüglich dem Bundesminister/der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie zu melden. Auf Verlangen des Bundesministers/der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat die Umweltorganisation 

geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass die Kriterien des Abs. 6 weiterhin erfüllt werden. Wird dem Bundesminister/der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 

und Technologie bekannt, dass eine anerkannte Umweltorganisation ein Kriterium gemäß Abs.6 nicht mehr erfüllt, ist dies mit Bescheid im Einvernehmen mit dem Bundesminister/der Bundesministerin für Arbeit und 

Wirtschaft festzustellen. Die Liste gemäß Abs. 8 ist entsprechend zu ändern. Auf Verlangen des Bundesministers/der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, 

jedenfalls aber alle drei Jahre ab Zulassung, hat die Umweltorganisation geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass die Kriterien des Abs. 6 weiterhin erfüllt werden. Eine solche Überprüfung ist auch 

auf Verlangen einer UVP-Behörde durchzuführen. 

(10) Eine gemäß Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation hat Parteistellung und ist berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren geltend zu machen, soweit sie während der Auflagefrist gemäß

§ 9 Abs. 1 schriftlich Einwendungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie, wenn sie im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

Parteistellung hatte, Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(11) Eine Umweltorganisation aus einem anderen Staat kann die Rechte gemäß Abs.10 wahrnehmen, wenn eine Benachrichtigung des anderen Staates gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 erfolgt ist, sich die 

Auswirkungen auf jenen Teil der Umwelt des anderen Staates erstrecken, für deren Schutz die Umweltorganisation eintritt und sich die Umweltorganisation im anderen Staat am Verfahren zur 

Umweltverträglichkeitsprüfung und am Genehmigungsverfahren beteiligen könnte, wenn das Vorhaben in diesem Staat verwirklicht würde. 

(12) Der Standortanwalt hat in Genehmigungsverfahren Parteistellung und ist berechtigt, die Einhaltung von Vorschriften über öffentliche Interessen, die für die Verwirklichung des Vorhabens 

sprechen, geltend zu machen und zur Einhaltung dieser Vorschriften Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I
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R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Aktuelle Situation:

Voraussetzungen zur Anerkennung als UO

Anerkennung mittels Bescheid 

Meldepflicht

Überprüfung der Voraussetzungen alle 3 Jahre

bei Wegfall Entzug (wirkt nicht für anhängige Verfahren)

Tendenz des VwGH Ausweitung der Rechte für UO erkennbar
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Partei / Beteiligte in Bewilligungsverfahren

Effektiver Rechtsschutz (Antragsrecht, Rechtsmittellegitimation)

F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I
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§ 19 UVP-G 2000

(10) Eine gemäß Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation hat Parteistellung

und ist berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im 

Verfahren geltend zu machen, soweit sie während der Auflagefrist gemäß

§ 9 Abs. 1 schriftlich Einwendungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, 

Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie, wenn sie im 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht Parteistellung hatte, Revision 

an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
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§102 WRG

(2) Beteiligte im Sinne des § 8 AVG. sind – […] Beteiligte sind auch nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 

anerkannte Umweltorganisationen im Rahmen ihrer örtlichen Anerkennung, um einen möglichen Verstoß 

gegen die Verpflichtung des § 104a zu verhindern, insbesondere dann, wenn erhebliche negative 

Auswirkungen auf den ökologischen, chemischen und/oder mengenmäßigen Zustand und/oder das 

ökologische Potential der betreffenden Gewässer im Sinne des § 104 Abs. 1 lit. b zu erwarten sind.

(3) Die Beteiligten sind berechtigt, im Verfahren ihre Interessen darzulegen; in diesem Rahmen haben die 

nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannten Umweltorganisationen auch die Möglichkeit, alle von ihr für das 

geplante Vorhaben als relevant erachteten Stellungnahmen, Informationen, Analysen oder Meinungen in 

Schriftform vorzulegen oder während einer mündlichen Verhandlung oder Untersuchung mit dem 

Antragsteller vorzutragen. Diese sind bei der Entscheidung der Behörde angemessen zu berücksichtigen. Die 

Erhebung von Einwendungen steht den Beteiligten jedoch nicht zu.

(5) Eine nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannte Umweltorganisation ist im Rahmen ihrer örtlichen 

Anerkennung berechtigt, gegen Bescheide, die auf der Grundlage dieses Bundesgesetzes oder anderer 

Bundesgesetze, nach denen wasserrechtliche Bestimmungen mitangewendet werden, erlassen wurden, 

Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu erheben, um einen möglichen Verstoß gegen die Verpflichtung 

des § 104a geltend zu machen.
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Partei / Beteiligte in Bewilligungsverfahren

Effektiver Rechtsschutz (Antragsrecht, Rechtsmittellegitimation)

Stellungnahme zu Gesetzen und Verordnungen

Herausgabe von Umweltinformationen

NEU:

− Beschwerdelegitimation trotz Wegfall des Rechtsschutzinteresses (VwGH 28.03.2022, 

Ra 2020/10/0101)

− Überprüfungsmöglichkeit von Verordnungen durch unabhängiges Gericht (VwGH 

13.06.2023, Ra 2021/10/0162) F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I
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ÖKF als anerkannte Umweltorganisation
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Statutenänderung
2014

Bestätigung der 
Gemeinnützigkeit

2015

Anerkennung

Aufrechterhaltung

der Anerkennung

bei Überprüfung 
im 3-Jahres 

Abstand
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praktische Umsetzung 
der rechtlichen Möglichkeiten 

für die Interessen der Fischerei

F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Stellungnahmen zu Gesetz- und Verordnungsentwürfen

zT weitergehende Rechte als Fischereiberechtigte

Verlust der Parteistellung / Übergangene Partei

Beschwerdelegitimation trotz Wegfall des Rechtsschutzinteresses

Bündelung der Kräfte

Kostentragung



praktische Umsetzung 
der rechtlichen Möglichkeiten 

für die Interessen der Fischerei

F O L K  &  F O L K

R E C H T S A N W A L T S K A N Z L E I

Wie machen es andere UO (WWF, Ökobüro etc.)?

umfassende Publikationen zu (einseitigem) Artenschutz

zT gemeinsames Auftreten (zB gegen NÖ Fischotterverordnung 2019) 

Erstellung digital abrufbaren Anleitung für Einwendungen (z.B. Checkliste zur 

Überprüfung von artenschutzrechtlichen Ausnahmebewilligungsbescheiden)

erhebliche Förderungen (z.B. durch Umweltministerium) 
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VIELEN DANK FÜR IHRE 
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